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Internationale Allgemeine Einkaufsbedingungen der Deutschen 
Telekom Gruppe (IAEB) 
Teil B: Besondere Bedingungen für Deutschland 

 
1. Qualitätsmanagement, Umweltschutz 

Der Auftragnehmer hat die Anforderungen des Auftraggebers 
hinsichtlich Qualitätsmanagement und Umweltschutz 

einzuhalten. Soweit in der Spezifikation gefordert, muss der 
Auftragnehmer (i) ein Qualitätsmanagementsystem 
entsprechend DIN EN ISO 9001, TL 9000 oder ein 

vergleichbares Qualitätsmanagementsystem nachweisen und 
Daten zu den im TL 9000 Quality Management System 
Measurements Handbook beschriebenen oder gemäß der 

ansonsten vereinbarten Metriken bereitstellen sowie ein 
Umweltmanagementsystem entsprechend DIN EN ISO 14001 
oder der EG Öko Audit Verordnung nachweisen. 

 
2. Integrität und Kooperation 

Der Auftragnehmer sichert die Einhaltung der gesetzlichen 
Vorgaben des Mindestlohngesetzes durch sich und seine 
Unterauftragnehmer zu. In diesem Rahmen ist er u.a. 
verpflichtet, auf schriftliche Anforderung des Auftraggebers 
Nachweise über die Zahlung des Mindestlohns durch ihn bzw. 
durch seine Unterauftragnehmer vorzulegen. Der 
Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von sämtlichen 
Ansprüchen im Zusammenhang mit Mindestlohnforderungen 
frei; dies gilt auch für anfallende Bußgeldzahlungen. Er 
verpflichtet sich ferner, den Auftraggeber umgehend zu 
informieren, falls der Verdacht besteht, dass er oder einer seiner 
Unterauftragnehmer gegen gesetzliche Mindestlohnvorgaben 
verstößt. 
 

3. Verzug  

(1) Im Fall des Verzugs finden die gesetzlichen Bestimmungen 
Anwendung, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

 

(2) Der Auftraggeber kommt auch bei Zahlungen erst dann in 
Verzug, wenn er auf eine Mahnung des Auftragnehmers hin 
nicht leistet. 

 
(3) Ist eine Vertragsstrafe vereinbart, kann der Auftraggeber den 

Vorbehalt der Vertragsstrafe bis zur Schlusszahlung geltend 
machen. 
 

4. Rücktritt oder Kündigung aus wichtigem Grund 

Der Auftraggeber ist ferner zur ausserordentlichen Kündigung 
berechtigt, wenn der Auftragnehmer (und/oder dessen 
Unterauftragnehmer) die Anforderungen des 
Mindestlohngesetzes nicht erfüllt.  

 

5. Produkthaftung  

(1) Soweit der Auftragnehmer für einen Schaden nach dem 

Produkthaftungsgesetz verantwortlich ist, ist er verpflichtet, 
den Auftraggeber von etwaigen Schadensersatzansprüchen 
Dritter auf erstes schriftliches Anfordern freizustellen. Dies gilt 

auch, wenn zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer nach 
dem Produkthaftungsgesetz gegenüber dem geschädigten 
Dritten eine Gesamtschuldnerschaft besteht. 

  
(2) Darüber hinaus hat der Auftraggeber Anspruch auf Erstattung 

sämtlicher Kosten und Aufwendungen, die ihm in diesem 

Zusammenhang, insbesondere wegen Rückrufaktionen, 

entstehen. Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer, soweit 

möglich und zumutbar, über Art und Umfang von 
Rückrufaktionen informieren. 

 

(3) Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer unverzüg-lich über 
die Geltendmachung von Ansprüchen aus Produkthaftung 

informieren und ohne Rücksprache mit dem Auftragnehmer 
weder Zahlungen leisten noch Forderungen anerkennen. 

 

(4) Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt. 
 

6. Gefahrübergang, Abnahme, Mängeluntersuchung 

(1) Für den Übergang der Gefahr und des Eigentums gelten die 

gesetzlichen Vorschriften, soweit nichts anderes vereinbart ist. 
 

(2) Die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher 

Sachen bedarf – ebenso wie Montage-leistungen – der 
schriftlichen Abnahme durch den Auftraggeber. Mit der 
Abnahme erfolgt der Gefahr-übergang. Eine konkludente 

Abnahme, insbesondere durch Ingebrauchnahme der 
Leistungsgegenstände durch den Auftraggeber, ist 
ausgeschlossen. 

 
(3) Im Übrigen geht bei Lieferungen die Gefahr mit dem Eintreffen 

der Lieferung an der Empfangsstelle und Gegenzeichnung des 
Lieferscheins durch einen autorisierten Mitarbeiter des 
Auftraggebers auf den Auftraggeber über. Der Auftraggeber 

prüft die Leistung bei der Anlieferung lediglich hinsichtlich 
offensicht-licher Mängel (Identität, Vollständigkeit und 
Transport-schäden). Bei umfangreichen Lieferungen bleibt es 

dem Auftraggeber vorbehalten, sich auf eine Stich-
probenprüfung zu beschränken. Im Übrigen ist der 
Auftraggeber von der Untersuchungs- und Rügepflicht nach § 

377 HGB befreit. 
 

7. Mängelhaftung 

(1) Der Auftragnehmer übernimmt innerhalb der gesetz-lichen 
Fristen, beginnend mit dem Gefahrübergang oder, soweit eine 

Abnahme bestimmt ist, mit der Abnahme der Leistung durch 
den Auftraggeber, die Mängelhaftung für den 
vertragsgemäßen und fehler-freien Zustand sowie die 

fehlerfreie Funktion der ihm obliegenden Leistung. Die 
Verjährungsfrist für Mängel-ansprüche verlängert sich um die 
Zeit, während der die mangelbehaftete Leistung nicht 

bestimmungsgemäß genutzt werden kann. 
 
(2) Für während der Verjährungsfrist auftretende Mängel gelten 

hinsichtlich der Mängelansprüche die gesetz-lichen 
Bestimmungen. Der Auftragnehmer ist verpflich-tet, alle im 
Rahmen der Mängelhaftung entstehenden Aufwendungen zu 

tragen. Weitergehende gesetzliche Ansprüche des 
Auftraggebers bleiben unberührt. 

 

(3) Soweit das Gesetz keine längeren Fristen vorsieht, verjähren 
Ansprüche des Auftraggebers wegen Rechts-mängeln in zwei 

Jahren von dem Zeitpunkt an, an dem ein Dritter Ansprüche aus 
der Verletzung von Schutz-rechten oder sonstigen Rechten 
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geltend macht oder der Auftraggeber in sonstiger Weise 
Kenntnis vom Bestehen des Rechtsmangels erhält. 
 

8. Datenschutz, Schutz von Berufsgeheimnissen 

(1) Für zum Einsatz kommende Mitarbeiter, Erfüllungsgehilfen und 
Unterauftragnehmer, die für die Aufnahme einer Tätigkeit in 
Deutschland nach gelten-dem deutschem und europäischen 
Recht eine Arbeits-genehmigung oder einen Aufenthaltstitel 
benötigen, können zusätzlich folgende Informationen erhoben 
werden: Gültigkeitsdauer der Arbeitsgenehmigung und/oder 
Aufenthaltstitel, Einschränkung der Wochen-arbeitszeit nach 
Arbeitsgenehmigung, Einschränkung Einsatzstandort nach 
Arbeitsgenehmigung, Einschrän-kung Tätigkeit/ Funktion nach 
Arbeitsgenehmigung. 

 

(2) Für den Fall, dass der Auftragnehmer Leistungen für den 
Auftraggeber gegenüber sog. Berufsgeheimnis-trägern 
erbringt, hat der Auftragnehmer die „Ver-pflichtung zum 
Geheimnisschutz nach § 203 StGB“ (siehe unter: 
www.telekom.com/de/konzern/einkauf) einzuhalten. 

 

9. Arbeitsgenehmigung/Aufenthaltstitel 

(1) Im Falle des Einsatzes von Mitarbeitern, Erfüllungsgehilfen und 
Unterauftragnehmern sichert der Auftragnehmer zu, dass alle 

erforderlichen behördlichen Genehmigungen (wie z.B. 
Arbeitsgenehmigung, Aufenthaltstitel) vorliegen. Der 
Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von sämtlichen 

Rechtsfolgen frei, die sich aus der Nichteinhaltung dieser 
Anforderungen ergeben. 

 
(2)  Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Umsatzsteuer als 

freier Unternehmer ordnungsgemäß an das Finanzamt 
abzuführen sowie die vom Auftraggeber erhaltene Vergütung 
eigenständig und ordnungsgemäß zu versteuern. 

 
10. Einsatzverbote 

(1) Der Auftraggeber weist den Auftragnehmer ausdrücklich 

darauf hin, dass Beamtenpensionären, die den Konzern 
Deutsche Telekom über eine Vorruhestandsregelung verlassen, 
eine weitere Tätigkeit für den Konzern Deutsche Telekom, sei es 

direkt oder indirekt, strikt untersagt ist. Dies gilt grundsätzlich 
auch für ehemalige Angestellte des Konzerns Deutsche 
Telekom für einen Zeitraum von 15 Monaten nach Ausscheiden 

aus dem Unternehmen, soweit sie im Zusammenhang mit der 
Beendigung des Anstellungsverhältnisses eine Abfindung 
erhalten haben. Falls für den konkreten Einzelfall nicht bereits 

im Vorfeld durch den Einkauf des Auftraggebers schriftlich eine 
entsprechende Ausnahme freigegeben wurde, besteht darüber 
hinaus ein generelles Einsatzverbot für aktuelle Mitarbeiter des 

Konzerns Deutsche Telekom. 

 
(2) Vor diesem Hintergrund verpflichtet sich der Auftragnehmer, 

seinerseits sicherzustellen, dass bei seiner Leistungserbringung 
für den Auftraggeber keine der in Absatz 1 genannten 

Beamtenpensionäre oder Kräfte im Sinne von Absatz 1 Satz 3 
als angestellte Mitarbeiter, im Rahmen eines Einsatzes als 
Leiharbeitnehmer, als unterbeauftragte Werk- oder 

Dienstleistungsunternehmer oder in sonstiger Weise eingesetzt 
und keine der in Absatz 1 genannten ehemaligen Angestellten 
als unterbeauftragte Werk- oder Dienstleistungsunternehmer 

eingesetzt oder als Leiharbeitnehmer an Einheiten der 
Deutschen Telekom Gruppe entliehen werden. 

 
(3) Im Falle eines Verstoßes gegen die Bestimmungen dieser Ziffer 

ist der Auftraggeber zur außerordentlichen Kündigung des 

Vertragsverhältnisses berechtigt. Darüber hinaus bleibt dem 
Auftraggeber die Geltendmachung diesbezüglicher 
Schadensersatz-ansprüche ausdrücklich vorbehalten. 

 
11. Rechnung, Zahlungsbedingungen, Steuern 

(1) Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage netto. Die Zahlungsfrist 
beginnt mit dem ersten Tag nach Eingang einer prüfbaren und 
den Anforderungen dieser Ziffer entsprechenden Rechnung, 
jedoch nicht vor Erfüllung/Abnahme der Leistung. Bei Zahlung 
innerhalb von 14 Tagen ab Beginn der Zahlungsfrist wird ein 
Skonto von 3% gewährt 

 
(2)  Sofern ein Gutschriftverfahren vereinbart ist, gilt abweichend 

von bzw. ergänzend zu den Bestimmungen dieser Ziffer 

Folgendes: Der Auftraggeber leistet Zahlungen, ohne dass der 
Auftragnehmer Rechnungen einreicht. Die Zahlungsfrist 
beginnt mit Abschluss der Dateneingabe durch den 

Auftraggeber, spätestens drei Arbeitstage nach Vorlage des 
Lieferscheins/ Leistungsnachweises, jedoch nicht vor 
Erfüllung/Abnahme der Leistung. 

 
Die Abrechnung der Leistung erfolgt auf der Grundlage des 
Lieferscheins/ Leistungsnachweises. Der Auftragnehmer erhält 

von dem Auftraggeber als Nachweis für die vom Auftraggeber 
dv-mäßig erfassten Leistungen monatlich, jeweils zum dritten 
Arbeitstag des Folgemonats, eine Gutschriftenanzeige. In der 

Gutschriftenanzeige werden je Lieferschein/ 
Leistungsnachweis die Leistungen nach Art und Menge, 
einschließlich der Nettopreise, der Umsatzsteuer sowie des 

Umsatzsteuersatzes und des Gesamtbetrags ausgewiesen. 
 

(3) Im Falle von Dienstleistungen und von Werk-lieferungen, die in 
Deutschland der Umsatzsteuer unterliegen und die von 
ausländischen Auftrag-nehmern erbracht werden, geht die 
Steuerschuld auf den Auftraggeber über (§ 13b 
Umsatzsteuergesetz). Der Auftragnehmer darf in den 
Rechnungen über diese Leistungen keine deutschen 
Umsatzsteuern aus-weisen. Verbringt der Auftragnehmer bei 
der Erbringung der vorgenannten Leistungen Gegen-stände aus 
einem Drittland nach Deutschland und entstehen in diesem 
Zusammenhang Einfuhrumsatz-steuern, gehen diese zu Lasten 
des Auftragnehmers. 

 
12. Abtretung von Forderungen 

Forderungen des Auftragnehmers gegen den Auftraggeber 
können nur mit ausdrücklicher schriftlicher Zustimmung der 

vertragsschließenden Stelle des Auftraggebers abgetreten 
werden. Ist das Geschäft für beide Seiten ein Handelsgeschäft, 
gilt § 354a HGB. 

 
13. Schlussbestimmungen 

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter 
Ausschluss des UN-Kaufrechts und der Normen, die auf andere 
Rechtsordnungen verweisen. Gerichtsstand ist der Ort des 

Geschäftssitzes des Auftraggebers. Dem Auftraggeber steht es 
jedoch frei, stattdessen auch das für den Geschäftssitz des 
Auftragnehmers zuständige Gericht anzurufen. 

 

- . - . - 


